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Städte-Initiative auf der Zielgeraden

Es war ein denkbar knappes Er-
gebnis: Am 12. Dezember 2014
hatte der Stadtrat die von 1625
Bürgerinnen und Bürgern unter-
schriebene und vom Gemeinde-
rat zur Ablehnung empfohlene
Städte-Initiative mit 20 zu 19
Stimmen angenommen. Der Ge-
meinderat hatte damit den Auf-
trag erhalten, ein Reglement zu
erarbeiten, das die Absichten der
Gemeinde-Initiative zur Förde-
rung von öffentlichem Verkehr,
Fuss- und Veloverkehr erfüllt.
Gestern verschickte der Gemein-
derat den fertigen Reglements-
entwurf. Dieser kann nun vom
Stadtrat beraten und allenfalls
angepasst werden. Das Geschäft
ist für den 27. Oktober traktan-
diert.

Prozent-Klausel gestrichen

Die Vorarbeiten für den Regle-
mentsentwurf waren umfang-
reich. Eine gemeinderätliche De-
legation arbeitete unter Beizug
des Initiativkomitees im Jahr
2015 einen ersten Entwurf aus
(wir berichteten). Man einigte
sich darauf, die in der Initiative
enthaltene Vorgabe – der Anteil
des öffentlichen Verkehrs, des
Fuss- und des Veloverkehrs sei
innert zehn Jahren um mindes-

tens zehn Prozent zu erhöhen –
im Reglementsentwurf nicht
festzuhalten.

Im Rahmen einer ersten Kon-
sultation über den Entwurf bei den
Parteien, Leisten und Mitgliedern 
der Spezialkommission Verkehr 
wurden im vergangenen April 19 
Stellungnahmen eingereicht. 
«Diese lagen inhaltlich zum Teil 
weit auseinander», hält der Ge-
meinderat in seiner Medienmit-
teilung fest. Der Gemeinderat 
habe gestützt auf die Stellung-
nahmen im Hinblick auf die Ver-
nehmlassung einige Anpassungen 
an der Vorlage vorgenommen.

Kontroverse Stellungnahmen

Vom 29. Juni bis zum 26. August
wurde zum überarbeiteten Reg-
lementsentwurf schliesslich eine
Vernehmlassung durchgeführt.
16 Organisationen, Parteien und
Verbände reichten eine Stellung-
nahme ein. Dabei kristallisierten
sich zwei Positionen heraus:
• Der Verein Städte-Initiative,
die SP, die Grünen und der VCS
haben in der Vernehmlassung
insbesondere zwei Hauptanlie-
gen vorgebracht: die Einführung
einer jährlichen Berichterstat-
tung und den Verzicht auf die
Aufhebung des Reglements über

die Förderung des Veloverkehrs
vom 25. April 1986. «Im Antrag an
den Stadtrat wird unter anderem
die Einführung einer jährlichen
Berichterstattung übernom-
men», hält der Gemeinderat fest.
An der Aufhebung des Regle-
ments über die Förderung des Ve-
loverkehrs halte er hingegen fest.
«Dieses alte Reglement war nie-
mandem mehr bewusst und ist
heute eigentlich überflüssig», er-
gänzte Stadtpräsident Raphael
Lanz (SVP). Es sei auch schwierig,
bei einzelnen Projekten Mittel
für den Veloverkehr auszuschei-
den. Man mache auch ohne dieses
Reglement immer wieder etwas
für den Veloverkehr.
• SVP, FDP und BDP sowie ver-
schiedene Verbände (IGT, Thuner
KMU, TCS, TGV) beurteilten die
Städte-Initiative und den ge-
stützt darauf entworfenen Um-
setzungsvorschlag kritisch. Auch
hier hat der Gemeinderat in sei-
nem Reglementsentwurf Ände-
rungsvorschläge übernommen.
Zum Beispiel die Erwähnung des
Grundsatzes der freien Wahl von
Verkehrsmitteln, die Erwähnung
der Wirtschaftlichkeit oder die
Aufnahme einer Bestimmung zu
den Güterumschlagplätzen.

«Pragmatischer Kompromiss»

Der Gemeinderat und die Verwal-
tung hätten viel Zeit und Energie
in die Erarbeitung der vorliegen-
den Grundlagen gesteckt. «Es
war dem Gemeinderat wichtig,

den Auftrag des Stadtrates sorg-
fältig und loyal umzusetzen und
alle Akteurinnen und Akteure der
städtischen Verkehrspolitik in
die Arbeiten einzubinden», be-
tonte Lanz. Es sei dem Gemein-
derat darum gegangen, einen
mehrheitsfähigen und pragma-
tischen Kompromissvorschlag
auszuarbeiten.

Die Vernehmlassung habe ge-
zeigt, dass die verschiedenen
Positionen in der Thuner Ver-
kehrspolitik teilweise weit ausei-
nanderliegen würden. Der vorlie-
gende Reglementsentwurf sei aus
Sicht des Gemeinderates ausge-
wogen und moderat. Der Auftrag
vom 12. Dezember 2014 sei damit
erfüllt. rdh

THUN Der Gemeinderat hat ein Reglement zur Umsetzung der 
Städte-Initiative ausgearbeitet. Es sei eine «mehrheitsfähige, 
moderate und pragmatische Vorlage». Ob diese Einschätzung 
stimmt, wird sich am 27. Oktober zeigen. Dann entscheidet der 
Stadtrat über den schon im Vorfeld umstrittenen Entwurf.

Offene Uttigenstrasse bringt Armasuisse Nachteile

«Die Stadt wird gebeten, zu prü-
fen, mit welchen Massnahmen die
umgehende Öffnung der Uttigen-
strasse erreicht werden kann»:
Ein Postulat mit diesem Wortlaut
wurde im August von der Fraktion
der Grünen eingereicht – und
vom Stadtrat für dringlich erklärt.
Die Bautätigkeit an der Allmends-
trasse und das hohe Verkehrsauf-
kommen würden zu unhaltbaren
Situationen für Velofahrer füh-
ren, sind die Grünen überzeugt.
Und: «Die Uttigenstrasse wäre bei
einer Öffnung ab dem Franzosen-
weg in Richtung Stadt eine opti-
male Langsamverkehrsverbin-
dung.» Die Uttigenstrasse gehört
der Armasuisse – dem Bundesamt
für Rüstung – und ist heute teils
nur tagsüber für den Verkehr ge-
öffnet, teils ganz geschlossen. Die
Antwort der Regierung auf das
Postulat war kurz und bündig:
«Die Idee einer Öffnung der Utti-
genstrasse rennt beim Gemeinde-
rat offene Türen ein. Der Gemein-
derat ist in dieser Sache bereits
mit der Armasuisse im Ge-
spräch.» Deshalb beantragte er an
der Stadtratssitzung vom Don-
nerstagabend die Annahme des
Postulats.

Keine Win-win-Situation

Gemeinderat Konrad Hädener
lieferte als Bauvorsteher zusätz-
liche Hintergrundinfos: «Wir ha-
ben von der Armasuisse bereits
zwei Strassen übernommen – die
General-Wille-Strasse und den
Franzosenweg. Nächster Über-
nahmekandidat ist die Uttigen-
strasse.» Diese Übernahme sei
schon länger vorgesehen. Bereits
im Richtplan «Entwicklungs-
schwerpunkt Nord» sei das Ziel

verankert, die Uttigenstrasse für
den Langsamverkehr zu öffnen –
nicht aber für den motorisierten
Individualverkehr. «Das macht es
umso interessanter für den Lang-
samverkehr», bemerkte Hädener
weiter. Ein Hindernis sind aber
laut dem Bauvorsteher die noch
unklaren Anforderungen der
SBB, die in ihrem Rahmenplan
Thun neu eine Verlegung der
Gleiskörper näher an die Aare er-
wägen. «Damit haben sich die Ge-
wichte verschoben. Die Öffnung
der Uttigenstrasse ist momentan
keine Win-win-Situation mehr
zwischen der Stadt und der Ar-
masuisse», führte Konrad Häde-
ner aus. Die Stadt würde profitie-
ren, während die Armasuisse blo-
ckiert sei. Mehr noch: «Es ist klar,
dass die Armasuisse Nachteile in

Kauf nehmen müsste.» So sei
heute auf dem geschlossenen
Areal Werkverkehr möglich.
Würde die Strasse geöffnet,

müssten alle Fahrzeuge eine
Strassenzulassung haben. Ein
weiterer Punkt ist laut Hädener
die «physische Zutrittssicher-

heit»: «Es handelt sich um ein
sensitives Gebiet. Im Moment ist
der Perimeter gesichert, bei einer
Öffnung der Strasse müsste die
Sicherung auf die Gebäude ver-
lagert werden.» Was wiederum
mit Investitionen verbunden
wäre. Und schliesslich könnten
auch die Lagerkapazitäten einge-
schränkt werden. Denn: Gelagert
werden teilweise Gefahrenstoffe,
die der Störfallvorsorge unterlie-
gen – und die Lagerkapazitäten
hängen von der Nähe zur Bevöl-
kerung ab. «Das sind drei Gründe
für die Armasuisse, zu sagen,
Win-win spiele hier momentan
nicht», folgerte Konrad Hädener.

Gespräche finden statt

Er betonte jedoch, die Öffnung
der Uttigenstrasse sei deswegen

nicht vom Tisch: «Gespräche fin-
den weiterhin statt. Bei der heuti-
gen Ausgangslage gehe ich aber
nicht davon aus, dass wir uns
rasch finden.» Entscheidend sei
der Wille des Grundeigentümers.

Markus van Wijk von der SVP/
FDP-Fraktion betonte in der Dis-
kussion im Stadtrat, es sei wichtig,
die Interessen der Armasuisse zu
schützen. «Eine gut orchestrierte
Vorgehensweise unterstützen wir
aber.» Franz Schori von der SP-
Fraktion erklärte derweil, eine
Öffnung wäre für die Armasuisse
ein Imagegewinn: «Es wäre ein
schönes Zeichen, wenn die Arma-
suisse Hand für eine rasche Lö-
sung böte.» In der Schlussabstim-
mung wurde das Postulat der Grü-
nen einstimmig angenommen.

Michael Gurtner

THUN Mehr Sicherheit für 
Velofahrer: Das will die Frak-
tion der Grünen mit einer 
umgehenden Öffnung der 
Uttigenstrasse erreichen. Ein 
entsprechendes Postulat im 
Stadtrat rennt offene Türen 
ein. Zu einer raschen Öffnung 
kommt es trotzdem nicht.

Die Uttigenstrasse in Thun: Sie soll für den Langsamverkehr ganz geöffnet werden. Wann dies geschieht, ist allerdings völlig offen. Markus Hubacher

«Die Öffnung 
der Uttigenstrasse 
ist keine Win-win-
Situation mehr zwi-
schen der Stadt und 
der Armasuisse.»

Gemeinderat Konrad Hädener

REAKTIONEN

Lukas Lanzrein (Fraktion SVP/
FDP) spricht von einem «ersten 
Lichtblick». Der Gemeinderat 
habe auf Druck der bürgerlichen 
Parteien und der Wirtschaftsver-
bände einige Verbesserungen 
vorgenommen, beispielsweise 
die freie Wahl der Verkehrsmittel. 
In anderen Punkten sei man aber 
noch nicht zufrieden. So sollten 
nach Ansicht Lanzreins die Be-
dürfnisse der lokalen Wirtschaft 
stärker berücksichtigt werden. 
Auch ein Ausbau der Verkehrs-
kapazitäten müsse künftig 
möglich sein. Zudem müssten 
Investitionen in den Langsam-
verkehr von den finanziellen 
Möglichkeiten der Stadt abhän-
gig gemacht werden. «Wir wer-
den deshalb noch Änderungs-
anträge einreichen, sind aber 
grundsätzlich bereit zu einem 
Kompromiss», sagte Lanzrein. 
Auch Andreas Kübli, Co-Präsi-

dent des Initiativkomitees und 
Stadtrat der GLP, ist nicht in allen 
Punkten einverstanden. Es müsse 
im Reglement klarer umschrie-
ben werden, dass der Langsam-
verkehr im Vergleich zum moto-
risierten Individualverkehr ge-
steigert werden solle. «Damit 
würde der Verkehr generell ver-
flüssigt, was allen zugute-
kommt», betonte Kübli. Auch die 
Formulierung, die Stadt sorge für 
ein angemessenes Angebot an 
Parkraum für den motorisierten 
Verkehr, findet Kübli ungenü-
gend. «Das tönt gar nach einem 
Ausbau, da müsste die Verhält-
nismässigkeit festgelegt wer-
den», so Kübli. Insgesamt sei das 
Reglement «nun relativ weit 
vom ursprünglichen Initiativ-
text entfernt». Es sei deshalb 
wahrscheinlich, «dass im Stadtrat 
auch von uns Änderungsanträge 
kommen werden». rdh

Es gibt weiterhin Kritik

Kredit für 
Verkehrs-
planung

Der Verkehrsrichtplan der Stadt
Thun stamme aus dem Jahr 1990
und sei in einigen Teilen heute
veraltet. Das teilte die Stadt ges-
tern mit. Mit einem Gesamtver-
kehrskonzept wolle der Gemein-
derat die städtische Verkehrs-
planung aktualisieren und die
verschiedenen Teilkonzepte in
einem gesamthaften Instrument
zusammenfassen. «Das Gesamt-
verkehrskonzept wird so als Teil-
inhalte neben dem motorisierten
Verkehr auch den öffentlichen
Verkehr und den Langsamver-
kehr behandeln», schreibt die
Stadtverwaltung. Die Erarbei-
tung eines Gesamtverkehrskon-
zepts ist Teil der Legislaturziele
2015–2018, insbesondere des Le-
gislaturziels Nummer 10, welches
besagt, «der Gesamtverkehr ist
verflüssigt». Schwerpunkt 4 for-
dert: «Verkehr optimieren».

Agglomerationsprogramm 
als Rahmen

Den übergeordneten Rahmen für
das städtische Gesamtverkehrs-
konzept bildet das Agglome-
rationsprogramm. Die zeitlich
parallele Erarbeitung des Ge-
samtverkehrskonzepts mit der
Ortsplanungsrevision soll eine
«optimale Abstimmung von Ver-
kehr und Siedlungsentwicklung
ermöglichen». Die Federführung
für die Erarbeitung des Gesamt-
verkehrskonzepts liegt ebenfalls
beim Planungsamt. Der Auftrag
soll durch das Büro Infras AG,
Bern, bearbeitet werden. Das Ge-
samtverkehrskonzept soll bis En-
de 2018 vorliegen.

Vision als übergeordnete
Zielsetzung

Als übergeordnete Zielsetzung
für den Planungsauftrag hat der
Gemeinderat eine «Vision Ge-
samtverkehrskonzept» verab-
schiedet. Damit setze er – in
Übereinstimmung mit dem Reg-
lement über eine nachhaltige
städtische Mobilität – die Leit-
planken «für ein wirksames Pla-
nungsinstrument, welches eine
zukunftsgerichtete städtische
Verkehrspolitik unterstützen
soll», wie die Stadt schreibt.

Stadt will gleich mehrere 
Ziele erreichen

Durch eine «konsequente An-
wendung und eine pragmatische
Umsetzung» des Gesamtver-
kehrskonzepts will die Stadt
Thun mehrere Ziele erreichen. So
sollen der Gesamtverkehr ver-
flüssigt und die Wohnquartiere
«wirksam vom motorisierten
Verkehr entlastet werden». Die
Innenstadt und Quartierzentren
sollen als Orte der Begegnung
aufgewertet werden, die Anteile
des Fussverkehrs, des Velover-
kehrs und des öffentlichen Ver-
kehrs gesteigert werden. Ferner
will die Stadt, dass die verschie-
denen Verkehrsteilnehmer sich
sicher auf einem attraktiven Ver-
kehrsnetz bewegen können und
dass der vorhandene Strassen-
raum «optimal und haushälte-
risch genutzt» wird. Zu guter
Letzt heisst es in der «Vision
Gesamtverkehrskonzept», Ver-
kehrsmassnahmen sollen der
Stadtbevölkerung möglichst
grossen Nutzen bringen. «Sie sol-
len die gesetzten Ziele nachhal-
tig, situationsgerecht und kos-
teneffizient erfüllen.»
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THUN Der Gemeinderat hat 
200 000 Franken für die Er-
arbeitung eines städtischen 
Gesamtverkehrskonzepts be-
willigt. Die Arbeiten werden 
im November aufgenommen 
und sollen parallel zur Ortspla-
nungsrevision erfolgen.
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